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Am Vorabend des Europäischen Rates von Kopenhagen brachte Ministerpräsi-
dent Felipe Gonzalez die spanischen Ambitionen in der EG auf eine knappe For-
mel: das Land wolle ein „weiterer Motor"1 für die Europäische Integration sein.
Akzentuierter als im ersten Jahr der spanischen Mitgliedschaft wurde 1987 er-
kennbar, welche Schwerpunkte Spaniens Europapolitik hat.

Spanien als Sprecher des Südens
Beim Gipfel in Kopenhagen unterstützte Spanien die Reformvorschläge der
Kommission und forderte vor allem eine Verdopplung der Strukturfonds bis
1992. Gonzalez persönlich trat als Sprecher der ärmsten Länder auf und erstmals
verdeutlichte sich auch Spaniens neue Rolle als Verbindungsglied zwischen der
EG und Lateinamerika: Der spanische Premier überbrachte seinen europäischen
Kollegen die Entschließung von Acapulco, das Schlußdokument einer Konferenz
von acht lateinamerikanischen Staaten mit Forderungen zur Lösung des Schul-
denproblems und zur weiteren Gestaltung des Nord-Süd-Dialogs. Einige Monate
vorher, bei einem Arbeitsbesuch in Bonn, hatte Gonzalez die Süderweiterung
der EG durch Spanien, Portugal und Griechenland einen Akt der Wiedererlan-
gung einer echten europäischen Identität genannt. Er mahnte aber Europa, auch
eine eigene Politik der Strategie und Verteidigung aufzubauen: die Gemeinschaft
solle ,,mit eigener Stimme sprechen, um zu bekräftigen, daß es eigene spezifisch
europäische Interessen und Erfordernisse auch in sicherheitspolitischen und mili-
tärischen Fragen"2 gebe.

Ob als „Allianz der Sonne" oder „Oliven-Öl-Mafia" bezeichnet3, im zweiten
Jahr der Madrider Mitgliedschaft haben die Mittelmeer-Länder mit Spanien
mehr politisches Gewicht in der Europäischen Gemeinschaft gewonnen: In bila-
teralen Begegnungen mit den Regierungschefs Italiens, Griechenlands und Por-
tugals hat Gonzalez das neue Bündnis bewußt geformt. Spanien gilt „inzwischen
als Vorkämpfer, wenn Europas Südländer im Brüsseler Berlaymont um ihre In-
teressen kämpfen"4. Das entscheidende politische Stichwort der spanischen Eu-
ropapolitiker heißt dabei „cohesiön" (wirtschaftlicher und sozialer Zusammen-
halt)5: die Konstruktion des Binnenmarktes 1992 müsse durch strukturpolitische
Maßnahmen abgefedert werden, die Segnungen der Agrarpolitik den Bauern im
Süden genauso helfen wie denen im Norden. Daß für Gonzalez die europäische
Struktur- und Sozialpolitik auch von entscheidender innenpolitischer Bedeutung

Jahrbuch der Europäischen Integration 1987/88 403



DIE EUROPAPOLITIK IN DEN MITGLIEDSTAATEN DER EG

ist, wurde bei den 1987 erstmals durchgeführten Direktwahlen zum Europä-
ischen Parlament in Spanien deutlich. Zwar gelang es der PSOE wie in den bei-
den vorangegangenen Parlamentswahlen wieder, alle anderen politischen Kräfte
weit hinter sich zu lassen6, aber der Sieg fiel doch enttäuschend aus. Im Vergleich
mit den Wahlen von 1986 zum spanischen Parlament, den Cortes, verloren die
Sozialisten mehr als eine Million Wählerstimmen, und die absolute Mandats-
mehrheit wäre verfehlt worden, wäre an diesem Tag nicht das Europäische, son-
dern das nationale Parlament gewählt worden. Bei den Kommunal- und Regio-
nalwahlen am gleichen Tag hatte die Partei von Gonzalez noch deutlicher verlo-
ren: vier von elf Regierungen in „Autonomen Gemeinschaften", den regionalen
Selbstverwaltungskörperschaften, fielen der Opposition zu, genau wie viele Rat-
häuser7. Die Wirtschaftspolitik von Gonzalez mit ihrer sozialpolitisch schwer ver-
träglichen Orientierung am Markt und an der internationalen Konkurrenz hatte
die Niederlage mitverursacht.

Der Ausgleich zwischen Nord und Süd als wichtigstes europapolitisches Ziel
rückte folgerichtig 1987 in den Vordergrund der spanischen Europa-Diskussion.
Am Tag des Inkrafttretens der Einheitlichen Europäischen Akte kommentierte
,,E1 Pais": „Die Einheitliche Akte ist ein noch vorläufiges, noch unzureichendes
Instrument für die Umgestaltung Europas zu einem einheitlichen Binnenmarkt,
in dem der notwendige wirtschaftliche und soziale Zusammenhalt der Mitglied-
staaten erreicht und das unumgängliche Gleichgewicht zwischen entwickelten
(und weniger entwickelten) Ländern erreicht werden soll . . . Trotz der Risiken,
die das Mehrheitsvotum für ein so heterogenes Kollektiv wie die EG bedeutet,
muß die Akte doch zu größerer Solidarität führen."8

Wirtschaftswunder auf Spanisch

Der Wirtschaftsboom, der Spanien schon 1986 erfaßt hatte, hielt auch im zweiten
Jahr der Mitgliedschaft an. Die Investitionen ausländischer Anleger erreichten
die Rekordhöhe von 5,84 Milliarden Mark. Zum Jahresende wurde ein Wirt-
schaftswachstum konstatiert, das selbst optimistische Prognosen weit übertraf:
5,2% bei überdurchschnittlichen Zuwachsraten in Landwirtschaft und Industrie9.
Trotz der von manchen Beobachtern als beschäftigungspolitischer „Umkehr-
punkt" bezeichneten Tatsache, daß 330 000 neue Arbeitsplätze geschaffen wer-
den konnten, blieb das sozialpolitische Panorama doch widersprüchlich: „Impor-
te strömen ins Land, als seien schon alle Zölle abgebaut; Autos und andere teure
Verbrauchsgüter werden gekauft, als gäbe es keine drei Millionen Arbeitslo-
se . . . Draußen auf den Straßen betteln Frauen, . . . drinnen, im Börsensaal,
vermehrt sich das Geld so rasch, daß die antiquierten Einrichtungen mit der Ab-
rechnung des Profits nur mühsam nachkommen."10 Die OECD bescheinigte der
spanischen Wirtschaftspolitik zwar „beeindruckende Erfolge"11, belobigte die
niedrige Inflationsrate (1988 etwa 4,25%), den zurückgehenden Kreditbedarf des
Staates, eine „realistische" Industriepolitik und den „flexiblen" Arbeitsmarkt,
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empfahl Madrid aber auch, für ein ausgewogenes Verhältnis zwischen externen
und binnenwirtschaftlichen Wachstumsfaktoren zu sorgen.

Die unvermindert hohe Arbeitslosigkeit12 und die unverhohlen liberale, markt-
orientierte Wirtschaftspolitik der Sozialisten13 zwangen die spanischen Gewerk-
schaften in eine bis dahin nicht gekannte Konfliktlage zur linken Regierung. In
der sozialistischen UGT entwickelte sich ein besonders spannungsgeladener
Loyalitätskonflikt, die kommunistischen Comisiones Obreras hatten schon 1986
mit ihrer radikalen Kritik an der sozialistischen Wirtschaftspolitik bei den Be-
triebsratswahlen glänzende Ergebnisse erzielt: „Die Sozialisten betreiben eine
reine Marktpolitik, so wie es etwa Margaret Thatcher tut. Vertraut wird allein
dem Markt. Es gibt nicht einmal einen Versuch, die Strukturveränderungen
durch soziale Maßnahmen zu begleiten."14 Die Krise zwischen der sozialistischen
Regierungspartei und der ihr bis dahin verbundenen UGT spitzte sich im Jahr
glanzvoller makroökonomischer Daten bis hin zum Bruch zu. Unter dem Druck
der Basis kritisierten UGT-Funktionäre, die Regierung würde mit ihrer markt-
wirtschaftlichen Politik die Arbeiter nicht für die Opfer entschädigen, die sie
durch politische Zurückhaltung nach Francos Tod und Mäßigung bei Lohnab-
schlüssen gebracht hätten. Der Generalsekretär der UGT, Nicolas Redondo,
schrieb der PSOE bei ihrem 30. Parteitag am 24. Januar 1988 ins Stammbuch:
„Diese Partei wird darüber nachdenken müssen, ob ihre Politik bisher die Ar-
men oder die Reichen begünstigt hat . . . Nur eine ausgeglichene Verteilung, ei-
ne soziale Übersetzung der wirtschaftlichen Verbesserungen, mit anderen Wor-
ten der soziale Fortschritt, den ein Wirtschaftswachstum erlaubt, rechtfertigt
doch unsere sozialistischen Anstrengungen bzw. nur das kann den Sozialismus
von anderen politischen Projekten unterscheiden."15 Redondo forderte von der
Regierung Gonzalez die Schaffung von mehr Arbeit, Arbeitszeitverkürzung bzw.
eine bessere Verteilung der vorhandenen Arbeit und eine gerechtere Nutzung
der Unternehmensgewinne auch für soziale Belange.

Trotz der innerparteilichen Konflikte, die ihre Wirtschaftspolitik verursachte,
und trotz der greifbaren Popularitätseinbußen blieb die sozialistische Regierung
bei ihrem Konzept: harte Einschnitte im „Restbestand aus der Gruselecke"16 der
frankistischen Staatswirtschaft, etwa mit dem Abbau weiterer 30 000 Arbeits-
plätze im Bergbau, in den Werften und der Stahlindustrie, verbunden mit der
Hoffnung, die wirtschaftliche Dynamik in den neuen, rentablen Bereichen werde
zusammen mit einer niedrigeren Inflationsrate und dem günstigen Investitions-
klima bald auch mehr Arbeitsplätze schaffen. Ein sozialistischer Funktionär er-
läuterte im Madrider Industrieministerium pragmatisch: „Sozialismus be-
schränkt sich heute in Spanien auf das Erziehungs- und Gesundheitswesen. Ver-
gesellschaftung und Nationalisierung können heute nicht mehr Sozialismus be-
deuten. Vieles verändert sich, auch die Arbeiter. Wir stehen vor einem ganz neu-
en sozialen Szenario."17

Die spanischen Unternehmer sind über die sozialistische Wirtschaftspolitik
„alles andere als unglücklich."18 Trotz offensichtlicher Übereinstimmung mit den
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Konzepten der Regierung fordern sie aber einen noch entschiedeneren Abschied
von den syndikalistischen Grundzügen der spanischen Wirtschaftsordnung, die
ihren Ursprung noch im Frankismus haben. Die Reform der Sozialversicherung
mit 20% höheren Unternehmeranteilen als im Rest Europas sei ebenso dringlich
wie eine größere Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt19.

Gibraltar und die Agraraus gaben - wo Gonzalez die EG bremste
Die rasante Entwicklung der spanischen Wirtschaft wurde für Ministerpräsident
Gonzalez auch auf den Tagungen des Europäischen Rates zum wichtigen Argu-
ment. In der Reformdebatte über den Delors-Plan verband er den Hinweis auf
die immer größere Bedeutung des spanischen Marktes für die europäischen Indu-
striestaaten mit seiner Forderung nach besserer Ausstattung der Strukturfonds:
Nur wenn es gelänge, die Entwicklungsunterschiede zwischen armen und reichen
europäischen Regionen wirkungsvoll zu bekämpfen, könne Spanien auch bei der
Verwirklichung des Binnenmarktes „diese Rolle der Lokomotive"20 in der Ge-
meinschaft weiter spielen.

In einen gewissen Gegensatz zu den eigenen Appellen für mehr europäische
Solidarität und die stringentere Anwendung des Mehrheitsvotums im Ministerrat
geriet Spanien 1987 aber in zwei Fällen: mit dem Veto gegen die Kommissions-
vorlage zur Liberalisierung des europäischen Flugverkehrs und mit seinen Vor-
behalten gegen den EG-Haushalt 1988. Gonzalez scheute nicht davor zurück, die
Einbeziehung des Flughafens von Gibraltar in die Überlegungen der Kommis-
sion zu einer „Frage vitalen Interesses für Spanien"21 zu erklären und - im Sinn
des Luxemburger Kompromisses - eine Beschlußfassung zu blockieren. Spanien
forderte Anfang Juli, Gibraltar aus der Kommissionsvorlage herauszunehmen,
weil eine spanische Unterschrift unter das Dokument als Zugeständnis in der
Frage der Souveränität der britischen Kolonie auf spanischem Boden hätte ge-
wertet werden können. Zu einer Einigung kam es erst ein halbes Jahr später,
nach intensiven Gesprächen zwischen Spanien und Großbritannien. Der Kom-
promiß zwischen Madrid und London hielt fest, daß der Flughafen Gibraltar
künftig gemeinsam benutzt werden solle, daß ein weiterer Terminal mit direktem
Zugang auf das spanische Festland gebaut werden und für die Abfertigung nach
Spanien nur spanische Zöllner zuständig sein sollten. Für Spanien besonders
wichtig war, daß London - ohne substantielle Zugeständnisse in der Frage der
Souveränität - doch die spanische Forderung nach Souveränität über die Land-
zunge, auf der der Flugplatz liegt, anerkannte. Spanien hatte, in klassisch ego-
istisch-nationaler Manier, die Liberalisierungsvorlage genutzt, um in einer ent-
scheidenden politischen Frage Boden zu gewinnen. Nach der Verständigung zwi-
schen den Kontrahenten konnte der Rat der Verkehrsminister dann mit erheb-
licher Verspätung seinen Beschluß fassen. Auch in einem zweiten Fall brachte
Gonzalez die Gemeinschaft in Zugzwang: Es waren Spanien, Griechenland und
Großbritannien, die - in einer „widernatürlichen Allianz"22 - den EG-Finanzmi-
nisterrat erstmals hinderten, dem Parlament fristgerecht einen Haushaltsentwurf
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vorzulegen. Spanien nutzte das ungewöhnliche Instrument, um „klar festzuhal-
ten, welche Ausgaben steigen sollten. Wir können keine Ausgaben erhöhen, oh-
ne zu klären, wer und wie sie bezahlt werden sollen."23 Spaniens von den übrigen
EG-Ländern nicht gebilligter Kompromißvorschlag ging dorthin, die Entschei-
dung dem Kopenhagener Gipfel zu überlassen, und, wenn es dort keine Lösung
gäbe, die Agrarausgaben zu kürzen.

Nach dem Scheitern des Gipfels warf Gonzalez der Gemeinschaft fehlenden
politischen Willen zur Reform vor. Bei der anschließenden Parlamentsdebatte
zur Europapolitik vermied er aber direkte Kritik an der Bundesrepublik
Deutschland oder Frankreich, die die Agrarpolitik in den Vordergrund gestellt
hatten. Im Vorfeld des - schon von der deutschen Präsidentschaft anberaumten -
Sondergipfels am 11./12. Februar 1988 in Brüssel signalisierte Gonzalez, daß es
für ihn keine Verhandlungsspielräume in Sachen Verdopplung der Strukturfonds
gäbe. Das Brüsseler Reformpaket wertete er positiv. Das Kompromißgerangel
hatte ihn nur die Bereitschaft gekostet, auf die Verdopplung der Strukturfonds
bis 1993 (statt 1992) zu warten. Trotz der künftigen Beteiligung Spaniens an den
Rückerstattungen für Großbritannien befand er: „Das Ergebnis des Gipfels ist
für uns vorteilhaft."24 Die Einführung des Bruttosozialprodukts als Element der
Festlegung der nationalen EG-Finanzierungsbeiträge begünstige Spanien ebenso
wie die Begrenzung der Agrarausgaben.

Der neue Partner Frankreich

Mehr als fünfzig Menschen fielen 1987 in Spanien dem Terror der baskischen Se-
paratistenorganisation ETA zum Opfer. Allein bei der Explosion einer Auto-
bombe in einem Kaufhaus in Barcelona gab es am 19. Juni 16 Tote und 40
Schwerverletzte, ein Angriff auf eine Kaserne der Guardia Civil in Zaragossa
Anfang Dezember forderte elf Tote. Mit ihren blindwütigen Morden an Zivili-
sten ist die ETA endgültig „auf das Niveau der Roten Brigaden Italiens oder der
bundesdeutschen RAF"25 abgesunken. „Das gegenwärtige Handeln der ETA,
ihre reine Existenz, stellt heute das wichtigste Hindernis für die Verwirklichung
der Ziele dar, in deren Namen sie zu kämpfen vorgibt. "26 Die Lähmung im politi-
schen und wirtschaftlichen Leben des Baskenlandes ist ohne die paralysierende
Wirkung andauernder Terroranschläge nicht zu erklären27.

Nach jahrelanger Überzeugungsarbeit ist es den spanischen Sozialisten 1987
gelungen, Frankreich für den gemeinsamen Kampf gegen den Terrorismus zu ge-
winnen. Zu Zeiten Francos hatte Frankreich die ETA als eine Art „Befreiungs-
bewegung" betrachtet und ihre Aktivisten Zufluchtsmöglichkeiten jenseits der
Pyrenäen gewährt. Von diesen Zufluchtsorten aus operierten ETA-Kommandos
bis weit ins spanische Hinterland. Nach „Privatgesprächen" zwischen dem fran-
zösischen Staatsoberhaupt und Felipe Gonzalez auf dem Landsitz Mitterrands in
Südfrankreich Ende August, kam es zu schnellen Erfolgen in der Zusammenar-
beit zwischen spanischen und französischen Behörden. Razzien fanden statt, füh-
rende ETA-Köpfe wurden festgenommen, Dokumente und detaillierte Pläne für
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künftige Attentate beschlagnahmt. Der Angriff auf die Polizeikaserne in Zara-
gossa zwei Monate nach entscheidenden Polizeierfolgen muß wohl als Verzweif-
lungsakt der ETA verstanden werden, als Versuch, den Mythos ihrer Unbesieg-
barkeit zu erhalten. Obwohl der Terrorismus also noch einmal brutal aufflacker-
te, scheint durch die Zusammenarbeit mit Frankreich der Grundstein für die Zer-
schlagung der Organisations- und Aktionsstruktur der ETA doch gelegt.

Die politische Übereinstimmung, die sich kaum fünf Jahre nach dem Tiefpunkt
der spanisch-französischen Beziehungen während der EG-Beitrittsverhandlun-
gen28 ergibt, spiegelte sich auch in der Aufnahme regelmäßiger bilateraler Kon-
sultationen. Schon ist die Rede von einer „Achse Paris-Madrid"29, das Gipfel-
treffen zwischen Mitterrand und Chirac auf der einen und Felipe Gonzalez auf
der anderen Seite im März in Madrid wird als Beleg dafür genommen, daß „Spa-
nien eine immer wichtigere Rolle in Europa"30 spielt. Tatsächlich sind über die
Zusammenarbeit in der Terrorismusbekämpfung und das Atmosphärische hinaus
viele politische Übereinstimmungen unübersehbar. Beim Gipfel von Madrid
rückte die Sicherheitspolitik in den Vordergrund. Auf einer gemeinsamen Pres-
sekonferenz sagte Gonzalez: „Wir müssen unser eigenes Verteidigungssystem
ausarbeiten. Wir teilen mit Frankreich eine gemeinsame strategische Zone und
wir haben begonnen, in der Luft und auf See für unsere gemeinsame Sicherheit
zusammenzuarbeiten."31 Mitterrand fügte hinzu: „Frankreich wird nicht in das
NATO-Oberkommando zurückkehren. Spanien muß selbst entscheiden, was es
tut. Spanien und Frankreich sind in der Sicherheitspolitik auf der gleichen Wel-
lenlänge."32 Der französische Staatschef sagte den Spaniern außerdem zu, ihren
Wunsch, Mitglied in der Westeuropäischen Union zu werden, zu unterstützen.

Torrejön und die künftige spanische Sicherheitspolitik

Nach acht mühsamen Verhandlungsrunden kündigte die spanische Regierung am
10. November das Stützpunktabkommen mit den Vereinigten Staaten. Das war
nach dem Referendum über Spaniens Bleiben in der NATO der sicherheitspoli-
tisch dramatischste Schachzug der Regierung Gonzalez. Wenn es zwischen Ma-
drid und Washington nicht zu einer neuen Einigung gekommen wäre, hätte die
Kündigung für die USA bedeutet, innerhalb eines halben Jahres alle militäri-
schen Anlagen in Spanien zu räumen. Der Kompromiß wurde dann binnen zwei
Monaten am 17. Januar 1988 gefunden: das für Spanien wichtigste Ergebnis ist
der Abzug von 72 amerikanischen F-16-Jagdbombern vom Stützpunkt Torrejön
bei Madrid. Den USA wird aber zugestanden, ihre Basen in Rota (bei Cädiz)
und Morön (bei Sevilla) weiter zu nutzen. Für die Regierung Gonzalez war der
Abzug der Amerikaner aus Torrejön als politisches Symbol von besonderer Be-
deutung: sie löste damit gegenüber der Öffentlichkeit das mit dem Referendum
gegebene Versprechen eines substantiellen Abbaus amerikanischer Militärprä-
senz auf spanischem Boden ein. Daß es dabei wirklich vor allem um die öffent-
liche Wirkung, um ein politisches Zeichen ging, wurde klar, als bekannt wurde,
Torrejön solle nicht stillgelegt werden, sondern von nun an der spanischen Luft-
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waffe dienen. Auch die USA werden Torrejön ,,in Krisen- und Kriegssituationen
nach Rücksprache mit der spanischen Regierung zur Unterstützung von NATO-
Plänen"33 benutzen können. Die spanische Regierung hat die F-16-Flugzeuge
nicht etwa aus Sicherheitsgründen aus dem unmittelbar vor der Hauptstadt gele-
genen Stützpunkt entfernen wollen; Torrejön wurde zum Symbol in einem Kon-
flikt, bei dem es substantiell um einen Beweis für Spaniens neugewonnene politi-
sche und militärische Souveränität ging.

Einen Tag nach dem Kompromiß mit Washington skizzierte die spanische Re-
gierung in einem Schreiben an den Generalsekretär der NATO, Grundzüge ihrer
Sicherheitspolitik in der NATO34. Hier sind bis auf weiteres die Bedingungen
Spaniens für seinen Beitrag an der Sicherheitspolitik des westlichen Bündnisses
niedergelegt. Die spanischen Truppen werden weiterhin nicht dem NATO-Ober-
kommando unterstellt. Die Regierung Gonzalez erklärt sich aber bereit, hin-
sichtlich sechs klar definierter Aufgaben eine Koordination mit der NATO her-
beizuführen: Verteidigung spanischen Territoriums, See- und Schiffsoperationen
im östlichen Atlantik, Kontrolle der Straße von Gibraltar, See- und Schiffsopera-
tionen im westlichen Mittelmeer, Luftüberwachung und -Verteidigung in spani-
schen „Verantwortungsgebieten" und schließlich Nutzung spanischen Territori-
ums für logistische Zwecke. Trotz dieser Bereitschaft zur Koordination behält
sich Spanien „zu jedem Zeitpunkt und unter jedwedem Umstand die abschlie-
ßende Entscheidung über den Gebrauch spanischer Truppen in militärischen Ak-
tionen vor, die in Friedens-, Krisen oder Kriegszeiten zur Erfüllung dieser Koor-
dinationsübereinkünfte getroffen werden muß"35.

Vor der ersten spanischen EG-Präsidentschaft

Spanien wird im ersten Halbjahr 1989 erstmals die Präsidentschaft der Europä-
ischen Gemeinschaft übernehmen. Ministerpräsident Gonzalez hat schon zu er-
kennen gegeben, daß es ihm vor allem darauf ankommt, die Struktur- und Sozial-
politik weiterzuentwickeln. Der zuständige Staatssekretär Pedro Solbes spielt die
Erwartungen bewußt herunter: „Ich wäre schon damit zufrieden, wenn es uns
gelingt, daß Spanien danach für ein aktives und dynamisches EG-Mitglied gehal-
ten wird, und wenn man uns dann endgültig zutraut, dazuzugehören."36 Der spa-
nische Unternehmerverband CEOE hält sich weniger bedeckt, was die Erwar-
tungen an die eigene Präsidentschaft anbelangt: hier heißt es, es müsse darum ge-
hen, den Binnenmarkt nicht nur den Bedürfnissen des Nordens entsprechend zu
gestalten, die Regionalfonds besser auszustatten und auch in anderen sektorialen
Politikbereichen die Probleme des Südens mitzubedenken. Beispielsweise sei die
Sorge um den sauren Regen ein „typisch mitteleuropäisches" Problem; für den
Süden sei es umweltpolitisch wichtiger, Maßnahmen gegen die Bodenerosion
oder zum Küstenschutz zu unternehmen37.

In spürbarer europapolitischer Euphorie hat selbst die sonst nüchterne Tages-
zeitung „El Pais" aus dem Erfolg der Regierung Gonzalez beim Brüsseler Son-
dergipfel 1988 in Sachen Strukturfonds geschlossen, „Spanien ist bei diesem Gip-
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fei auf einen hervorgehobenen Platz vorgerückt, auf einen Platz, den unser Land
bisher im Konzert Europas nie eingenommen hatte"38. In einer gründlichen Be-
trachtung nach dem NATO-Gipfel Anfang März 1988 in Brüssel fordert der Di-
rektor von ,,E1 Pais", Juan Luis Cebriän, eine der herausragenden intellektuel-
len Stimmen des heutigen Spanien, als Zeichen seines europapolitischen Good-
will solle Felipe Gonzalez für das Jahr seiner EG-Präsidentschaft auch Spaniens
Integration in das Europäische Währungssystem anstreben. Faszinierend aber ist
die sicherheitspolitische Betrachtung, die Cebriän entwickelt: Spanien müsse
sein in Europa frisch gewonnenes Selbstbewußtsein nutzen, um auch der Idee ei-
ner europäischen Sicherheitspolitik Rückgrat zu geben. Felipe Gonzalez, der den
deutschen Widerstand gegen die Modernisierung der atomaren Mittelstreckenra-
keten unterstützt habe, andererseits aber auch das Vertrauen des französischen
Staatschefs Mitterrand genieße, müsse die Bundesrepublik Deutschland, Frank-
reich und Spanien zum Kern einer neuen europäischen Sicherheitsgemeinschaft
zusammenführen: ,,Die Achse Bonn-Paris-Madrid funktioniert schon und mit
ihr eine neue Theorie über die politische Konstruktion Europas . . . Seit Gorba-
tschow im Kreml regiert, hat sich die internationale Bühne dramatisch verändert.
Jetzt sollte die Achse Bonn-Paris-Madrid anstreben, zur Wirbelsäule Europas zu
werden."39
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regionalistischen bzw. linken Parteien.

7 Verlorengegangen sind der PSOE die „Lan-
desregierungen" in den Regionen La Rioja,
Aragon, Castilla y Leon und auf den Kanari-
schen Inseln. Zwei der Regierungen gingen
an die konservative AP, in Aragon siegte eine
regionalistische Partei, auf den Kanaren das
„Demokratisch-soziale Zentrum" (CDS) des

ehemaligen Ministerpräsidenten Adolfo Suä-
rez. Auch bei den Europa-Wahlen hatte die
CDS überraschend gut abgeschnitten.

8 El Pais v. 1. 7. 1987.
9 Vgl. El Pais v. 9. 3. 1988.

10 Vgl. Der Spiegel v. 12. 10. 1987. Die Investi-
tionen kamen nicht nur aus Europa. Auch
Kuwait und Japan haben Spanien entdeckt.
Seit 1984 haben japanische Konzerne etwa
600 Millionen Mark in Spanien investiert.

11 dpa v. 26. 1. 1988.
12 Offiziell liegt die Arbeitslosigkeit etwa bei

20%, unter Einrechnung der Schattenwirt-
schaft in optimistischen inoffiziellen Berech-
nungen etwa 13 bis 15%.

13 Vgl. N.Z.Z. 24. 6. 1987.
14 Der Sprecher der „Arbeiterkommissionen"

Jorge Aragon bei einem Gespräch in Madrid,
10. 3. 1988.

15 Zitiert nach der Zeitschrift „Union", UGT,
Madrid 1988, Nr. 99, S. 11-14.

16 F. A. Z. v. 10. 8. 1987.
17 Mauro Lozano am 8. 3. 1988 in Madrid.
18 N. Z. Z. v. 24. 6. 1987.
19 Vgl. „La competitividad de las empresas es-
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panolas", Rede des Präsidenten des spani-
schen Unternehmerverbands CEOE, Jose
Maria Cuevas, 4. 2. 1988 in Madrid, zitiert
nach Manuskript.

20 Zitiert nach El Pais v. 30. 6. 1987.
21 Zitiert nach El Pais v. 2. 7. 1987.
22 ABC v. 2. 10. 1987.
23 Der Staatssekretär im Finanzministerium Jo-

se Borrell nach dem EG-Finanzministerrat in
Luxemburg, zitiert nach Diario 16 v.
2. 10. 1987.

24 La Vanguardia v. 14. 2. 1988.
25 Werner Herzog in der Frankfurter Rund-

schau v. 22. 6. 1987.
26 Patxo Unzueta, La venganza y la negocia-

ciön, in: Anuario El Pais 1988, Madrid 1988,
S. 64-65.

27 Vgl. dazu: Frey, Peter: Die Bombe gehört
zum Alltag, Rheinischer Merkur v.
3. 12. 1987.

28 Vgl. Jahrbuch der Europäischen Integration
1983, Bonn 1984, S. 390 f.

29 ABC v. 13. 3. 1987.
30 El Pais v. 11. 3. 1987.
31. ABC v. 13. 3. 1987.
32 Ebd.
33 Zitiert nach F. A. Z. 18. 1. 1988.
34 Carta del gobierno espanol a la OTAN, in:

Independiente v. 5. 3. 1988.
35 Ebd.
36 Der Staatssekretär für die Beziehungen mit

der Europäischen Gemeinschaft Pedro Sol-
bes am 10. 3. 1988 in einem Gespräch mit
dem Autor in Madrid.

37 Javier Areitio, der Sprecher des Unterneh-
merverbandes, am 9. 3. 1988 in Madrid. Zur
Haltung der CEOE zur spanischen EG-Mit-
gliedschaft siehe auch: CEOE, Balance del
primer ano de la integraciön de Espana en la
CEE, Madrid 1987.

38 „Europa, 1992", El Pais. 14. 2. 1988.
39 Juan Luis Cebriän, Europa vertebrada, El

Pais v. 6. 3. 1988.
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